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An den 

Präsidenten des Landtags  

Nordrhein-Westfalen 

Herr André Kuper MdL 

Platz des Landtags 1 

40211 Düsseldorf 

 

 

 

Fragen der Fraktionen zum „Gesetz über die Feststellung des 
Haushaltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen für das 
Haushaltsjahr 2026 (Haushaltsgesetz 2026)“ zu den relevanten 
Kapiteln des Einzelplans 07 
 

Sitzung des Ausschusses für Gleichstellung und Frauen am 30. 
Oktober 2025 
 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

 

für die o. g. Fragen der Fraktionen bin ich um einen schriftlichen Bericht 

gebeten worden. 

Dieser Bitte komme ich hiermit gerne nach und übersende zur 

Information der Mitglieder des Ausschusses den beigefügten Bericht. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Josefine Paul 
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Bericht der Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 

Integration 

 

zu den Fragen der Fraktionen zum „Gesetz über die Feststellung des 

Haushaltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2026 

(Haushaltsgesetz 2026)“ zu den relevanten Kapiteln des Einzelplans 07 

 

Sitzung des AGF am 30. Oktober 2025 

 

 

Fragen der SPD-Fraktion zur Haushaltseinbringung der Landesregierung 2026 

 

Vorbemerkung: 

Die nachstehenden Auskünfte zum Haushalt 2026 basieren auf dem 

Haushaltsplanentwurf 2026 der Landesregierung und stehen insoweit unter dem 

Vorbehalt der Entscheidung des Haushaltsgesetzgebers. 

Soweit die nachfolgenden Fragen etwaige Zuweisungen bzw. Zuwendungen im Jahr 

2026 thematisieren, kann eine inhaltliche Beantwortung derzeit nicht beziehungsweise 

nur zum Teil erfolgen. Erst nach Verabschiedung des Haushaltsgesetzes durch den 

Haushaltsgesetzgeber erfolgen entsprechende Antrags- und Bewilligungsverfahren. 

Da der Haushaltsgesetzgeber über den Haushaltsplanentwurf für das Jahr 2026 noch 

nicht entschieden hat, wurden Entscheidungen über Zuweisungen bzw. Zuwendungen 

noch nicht getroffen beziehungsweise waren nur teilweise möglich. 

Infolge dessen kann auch kein beziehungsweise nur zum Teil ein Vergleich mit den 

Zuweisungen des Vorjahres 2025 erfolgen. 

 

06 050 686 81 Zuschüsse zur Förderung von Einrichtungen zur Organisation 

überörtlicher kultureller Zusammenarbeit; hier: Unterstützung und Koordination 

im Frauenkulturbüro 

 

Fragen: 

 

1. Wie begründet die Landesregierung die Streichung der Fördermittel für das 

Frauenkulturbüro NRW? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Die Frage ist gleichlautend zu einer über den Wissenschaftsausschuss 

gestellten Frage der SPD-Fraktion vom 02. Oktober 2025. Es wird auf die hierzu 

erfolgende Vorlage des MKW an den Wissenschaftsausschuss verwiesen. 

2. Wie werden die Ziele, die mit der Förderung des Frauenkulturbüros NRW 

bezweckt wurden, zukünftig realisiert? 
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Antwort der Landesregierung:  

Die Frage ist gleichlautend zu einer über den Wissenschaftsausschuss 

gestellten Frage der SPD-Fraktion vom 02. Oktober 2025. Es wird auf die hierzu 

erfolgende Vorlage des MKW an den Wissenschaftsausschuss verwiesen. 

06 100 TG 78 Maßnahmen für Gleichstellung an Kunst- und Musikhochschulen 

 

Fragen: 

 

1. Welche Maßnahmen an welchen Hochschulen sollen im Bereich der 

Genderdenomination gefördert werden? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Ausgehend von dem Ziel, die Gender- und Geschlechterforschung in Nordrhein-

Westfalen zu stärken, fördert das Ministerium für Kultur und Wissenschaft mit 

dem Programm zur Förderung von Gender-Denominationen für Professuren die 

Umwidmung bestehender oder die Einrichtung neuer Professuren mit einer 

Gender(teil)denomination. Die folgenden fünf Hochschulen waren im Verfahren 

erfolgreich und richten derzeit eine Professur vollständig neu aus 

(„Volldenomination“): 

• Technische Hochschule Köln, Geschlechtersensible Informatik und 

Ingenieurwissenschaften 

• Hochschule für Musik Detmold, Gender- und 

Intersektionalitätsforschung in der künstlerisch-pädagogischen Lehre 

• Hochschule Bielefeld, Gender-Gerechtigkeit in der Angewandten 

Mathematik 

• Universität Duisburg-Essen, Geschlechtersensible Medizin unter 

Berücksichtigung genetischer Mechanismen 

• Universität Bonn, Weibliche Immunität 

2. Wie begründet die Landesregierung die Verdoppelung des Haushaltsansatzes? 

 

Antwort der Landesregierung:  
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Das Programm zur Förderung von Gender-Denominationen für Professuren ist 

im Jahr 2025 angelaufen und befindet sich aktuell in der Aufbauphase. Im Jahr 

2026 soll der Aufbau planmäßig abgeschlossen sein. Dies spiegelt sich im 

Aufwachsen des Mittelvolumens wider. 

 

07 030 684 61 Zuschüsse an freie Träger  

 

Fragen: 

 

1. Wie wird die Erhöhung in Höhe von 3,3 Millionen Euro konkret verwendet? Ist 

damit eine Ausweitung des Beratungsangebots oder eine Anpassung 

angestiegene Fallzahlen verbunden? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Der Aufwuchs ergibt sich durch die Neuberechnung der gesetzlich 

vorgeschriebenen Personalstellen für die nächste fünfjährige Zuteilungsperiode 

(2026-2030). Das Land trägt gem. § 4 Abs. 1 Schwangerschaftskonfliktgesetz 

dafür Sorge, dass den Beratungsstellen für je 40.000 Einwohner mindestens 

eine Beraterin oder ein Berater vollzeitbeschäftigt oder eine entsprechende Zahl 

von Teilzeitbeschäftigten zur Verfügung steht. Dies führt zu einem Zuwachs von 

rund 34 zusätzlichen Fachkraftstellen. Es ergibt sich eine Gesamtzahl i. H. von 

rund 425 Beratungskraftstellen in Vollzeitäquivalenten. Zusätzlich fördert das 

Land rund 15 neue Stellen für Verwaltungskräfte.

07 060 547 13 Sächliche Verwaltungsausgaben Gleichstellung 

 

1. Für welche konkreten Vorhaben wurden hieraus Mittel in welcher Höhe im 

Haushaltsjahr 2025 bestritten? 

 

Antwort der Landesregierung:

 

Maßnahme Gebundene Mittel 
(EUR) im HHJ 2025 

Internationaler Frauentag 2025 35.000 

Ausrichtung der 35. GFMK 162.000 

Fachtagung Gleichstellungspolitik 2024 4.000 
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Evaluierung Experimentierklausel LGG 2.380 

Bedarf zur Abwicklung des 
Bundesförderprogramms  
"Gemeinsam gegen Gewalt an Frauen"  

23.100 

Onlinekurs Häusliche Gewalt laut GFMK-
Beschluss 2022, Länderanteil NRW 

25.084 

Abwicklung der Fortführung des iGOBSIS-
Projekts 

16.844 

Ausrichtung GFMK-AG „Arbeitsmarkt für 
Frauen“  

1.290 

Onlineportal cara, Pflege und Relaunch 32.340 

Fachforum gegen Menschenhandel 
/Kooperationserlass MH NRW 

14.000 

Hilfetelefon „Gewalt an Männern“ 40.000 

Veranstaltungen i.R.d. Landesaktionsplans 
„NRW gemeinsam gegen Gewalt“ zur 
Umsetzung der Istanbul-Konvention  

76.000 

gesamt 443.038 

Die Auflistung bildet die gebundenen Mittel zum Stichtag 20.10.2025 ab. 

Aufgeführt sind Mittel, die bis zu diesem Stichtag ausgezahlt oder vorgemerkt 

wurden, um Zahlungen, die sich aus rechtlichen Verpflichtungen ergeben, zu 

einem späteren Zeitpunkt leisten zu können. 

Aufgrund des laufenden Haushaltsvollzugs können keine 

darüberhinausgehenden Angaben gemacht werden.  

2. Für welche konkreten Vorhaben sollen die Mittel im Haushaltsjahr 2026 in 

jeweils welcher Höhe verwendet werden? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Eine Beantwortung der Frage ist unter Berücksichtigung der Vorbemerkung 

noch nicht möglich.

07 060 684 61 Zuschüsse für laufende Zwecke an soziale und ähnliche 

Einrichtungen 

 

1. Wie bewertet die Landesregierung die Stagnation des Haushaltsansatzes 

angesichts steigender Fallzahlen und wachsender Anforderungen an die 

Frauenunterstützungsinfrastruktur? 
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Antwort der Landesregierung: 

Trotz der grundsätzlich angespannten Haushaltslage ist es gelungen, 

Handlungsspielräume im Bereich des Gewaltschutzes zu erhalten. Die Mittel 

zum Schutz und zur Hilfe für gewaltbetroffene Frauen (Titelgruppe 61) bleiben 

unverändert. Nicht zuletzt aufgrund der gegenseitigen Deckungsfähigkeit 

innerhalb der Titelgruppen des Kapitels 07 060 wird es auch im Jahr 2026 

möglich sein, handlungsfähig zu bleiben. In den letzten Jahren vorgenommene 

Aufwüchse in der Gewalthilfeinfrastruktur sind abgesichert und können 

fortgesetzt werden. Darüber hinaus besteht durch einen vierjährigen 

Bewilligungszeitraum für die Frauenhaus- sowie Frauen- und 

Fachberatungsstellenförderung weiterhin große Planungssicherheit.

2. Bereits 2024 lagen die Ausgaben in dieser Titelgruppe in etwa so hoch wie die 

Haushaltsansätze für 2025 und 2026. Angesichts der Dynamisierung der 

Förderpauschalen bei den Frauenhäusern und Beratungsstellen: Wieso wurde 

der Haushaltsansatz in der Titelgruppe 61 nicht dementsprechend erhöht? Für 

welche Projekte und Förderungen wird in dieser Titelgruppe im Umkehrschluss 

mit einer Mittelreduzierung geplant, um die zusätzlichen Ausgaben der 

Dynamisierung auszugleichen? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Der Haushaltsansatz für 2025 und der Haushaltsansatz gemäß 

Haushaltsplanentwurf 2026 der Landesregierung in der Titelgruppe 61 sind 

auskömmlich, um die gebundenen Mittel betreffend die aktuellen Bewilligungen 

der Förderungen der landesgeförderten Einrichtungen der 

Frauenunterstützungsinfrastruktur im Bereich „Schutz und Hilfe 

gewaltbetroffener Frauen“ (aktuelle Förderperiode 01.01.2024 bis 31.12.2027) 

in den Haushaltsjahren 2025 und 2026 bereitzustellen. Die jährliche 

Dynamisierung von 1,5% betreffend die Personalausgabenzuschüsse ist in den 

bewilligten Personalausgabenpauschalen der Förderprogramme Frauenhäuser 

und Frauenberatungsstellen für die gesamte Förderperiode berücksichtigt. 

Durch den vierjährigen Bewilligungszeitraum, der erst zum 31.12.2027 endet, 

ist für die Träger ausreichende Planungssicherheit gegeben. 

Im Übrigen wird auf den Haushaltsvermerk zum Titel 684 61 hingewiesen. 

3. Wie viele Mittel wurden eingeplant, um neue Frauenhäuser oder zusätzliche 

Plätze in bereits geförderten Frauenhäusern in die Landesförderung 

aufzunehmen? 

 

4. Mit wie vielen zusätzlichen Frauenhausplätzen in bestehenden und neuen 

Frauenhäusern plant die Landesregierung für das Haushaltsjahr 2026? Wo 

sollen diese entstehen? 
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Antwort der Landesregierung:  

Die Fragen 3 und 4 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 

beantwortet. 

Die Planungen des Landes sehen den Ausbau des Förderprogramms durch 

Aufnahme einer neuen Einrichtung sowie die Förderung der von den 

landesgeförderten Frauenhäusern zusätzlich geschaffenen Schutzplätzen 

grundsätzlich vor. Die Landesregierung ist dazu mit Kommunen und 

(potentiellen) Trägern im Austausch. Die Umsetzung der Aufnahme neuer 

Frauenhäuser hängt dabei wesentlich auch von der Realisierung und 

Ausgestaltung der Planungsvorhaben vor Ort ab. Die Angabe konkreter 

Platzzahlen oder konkreter Zeitpunkte der Inbetriebnahme ist für Vorhaben im 

frühen Planungsstadium nicht möglich. Zudem sind konkrete Aussagen zur 

Umsetzung erst nach Verabschiedung des Haushaltsgesetzes durch den 

Haushaltsgesetzgeber möglich.

5. In welchen Frauenhäusern wurde die Einrichtung einer zusätzlichen 

Fachkraftstelle für die Arbeit mit den begleitenden Kindern noch nicht 

umgesetzt? Wie hoch wären die zusätzlichen Fördermittel, die das Land zur 

Verfügung stellen müssten, wenn diese die Förderung in Anspruch nehmen 

würden? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Die Förderung der zusätzlichen Fachkraftstelle für die Arbeit mit Kindern 

nehmen 21 Frauenhäuser per Stand 10.09.2025 nicht in Anspruch. Für eines 

dieser Frauenhäuser ist die Förderung der zusätzlichen Fachkraftstelle ab dem 

Haushaltsjahr 2026 bewilligt. Ab dem 01.01.2026 ist demnach in 50 

landesgeförderten Frauenhäusern die Fachkraftstelle für die Arbeit mit Kindern 

besetzt, davon in einigen wenigen Fällen mit einer Wochenstundenzahl, die 

unter einem Vollzeitäquivalent liegt. Für die Förderung der zusätzlichen 

Fachkraftstelle für die Arbeit mit Kindern in den Frauenhäuern, die diese 

Förderung bislang nicht in Anspruch nehmen, betrüge der Mittelbedarf bezogen 

auf das Haushaltsjahr 2026 und die diesbezüglich festgesetzte 

Jahresförderpauschale in Höhe von 43.190 Euro insgesamt 863.800 Euro (20 

x 43.190 Euro). Der Haushaltsentwurf der Landesregierung berücksichtigt 

diesen Mittelbedarf bei den für die Förderung der Frauenhilfeinfrastruktur 

bestimmten Ansatzmitteln.

6. Was tut die Landesregierung, damit Frauenhausträger, die die Eigenbeteiligung 

für die Fachkraftstelle für die Arbeit mit den begleitenden Kindern bislang nicht 

finanzieren konnten, diese Stelle doch einrichten können? 
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Antwort der Landesregierung:  

Eine Förderung der zusätzlichen Fachkraftstelle für die Arbeit mit Kindern, die 

über die Regelungen der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur 

Förderung von Frauenhäusern vom 15. September 2023 hinausgeht, ist nicht 

vorgesehen.

7. Wie viele Mittel stehen zur Verfügung, um zusätzliche allgemeine 

Frauenberatungsstellen, Fachberatungsstellen und spezialisierte 

Beratungsstellen zu schaffen? 

 

8. Welche neuen Beratungsangebote im Bereich der allgemeinen 

Frauenberatungsstellen, Fachberatungsstellen und spezialisierten 

Beratungsstelle sollen im Haushaltsjahr 2026 geschaffen werden? 

 

 

Antwort der Landesregierung:  

Die Fragen 7 und 8 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 

beantwortet.  

Die Planungen des Landes sehen die Aufnahme neuer Beratungsstellen 

grundsätzlich vor. Priorität haben bislang noch unversorgte Regionen. Die 

Umsetzung hängt wesentlich auch von der Realisierung und Ausgestaltung der 

Planungsvorhaben vor Ort ab.  

Eine darüberhinausgehende Beantwortung ist unter Berücksichtigung der 

Frage Vorbemerkung noch nicht möglich. 

9. Welche konkreten Maßnahmen, Projekte und Träger in der Maßnahmengruppe 

3 wurden im Haushaltsjahr 2025 mit welchem Betrag gefördert? 

 

 

Antwort der Landesregierung:

Die Haushaltsausgaben können der nachfolgenden Tabelle entnommen 

werden. 
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Maßnahme 

 gebundene Mittel 
(EUR)  

im  
HHJ 2025 

Vernetzungsförderung örtlicher/regionaler Kooperationen 
gegen Gewalt an Frauen (incl. Aktionswoche) 
(max. 12.500 EUR pro Koop) 

                   
500.000,00    

Förderung örtlicher/regionaler Kooperationen zu ASS und 
sonstiger Maßnahmen zur anonymen Spurensicherung 

                   
200.000,00    

Projekt i-GOBSIS-pro Rechtsmedizin Düsseldorf  
                   

792.156,45    

Förderung von Fortbildungs- und 
Informationsveranstaltungen  

                   
100.000,00    

Präventions- und Sensibilisierungsmaßnahme im 
Themenfeld häusliche Gewalt 

                     
50.000,00    

Fortsetzung Förderprogramm "need-help.nrw"  
                   

400.000,00    

Summe: 2.042.156,45 

 
 

Das Projekt i-GOBSIS-pro Rechtsmedizin Düsseldorf sowie das 

Förderprogramm "need-help.nrw" wurden im Haushaltsjahr 2025 aus 

Selbstbewirtschaftungsmitteln (TG 61) finanziert.  

Aufgeführt sind Mittel, die bis zum 20.10.2025 entweder ausgezahlt oder 

vorgemerkt wurden, um Zahlungen, die sich aus rechtlichen Verpflichtungen 

ergeben, zu einem späteren Zeitpunkt leisten zu können. Aufgrund des 

laufenden Haushaltsvollzugs können darüber hinaus zu Fördermaßnahmen, die 

im Haushaltsjahr 2025 noch nicht bewilligt wurden, keine Angaben gemacht 

werden.  

10.  Welche konkreten Maßnahmen, Projekte und Träger in der 

Maßnahmengruppe 3 sollen im Haushaltsjahr 2026 mit welchem Betrag 

gefördert werden? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Eine Beantwortung der Frage ist unter Berücksichtigung der Vorbemerkung 

noch nicht möglich.

11.  Im Erläuterungsband wird auf die Schließung regionaler Versorgungslücken 

bei Fachberatungsstellen gegen sexualisierte Gewalt hingewiesen. Welche 
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Regionen sind weiterhin unterversorgt und wie plant die Landesregierung, 

diese Lücken zu schließen? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Aktuell gibt es in zwei Kreisen (Kreis Höxter, Oberbergischer Kreis) und einer 

kreisfreien Stadt (Stadt Hamm) keine landesgeförderte Fachberatungsstelle 

gegen sexualisierte Gewalt. Eine darüberhinausgehende Beantwortung der 

Frage ist unter Berücksichtigung der Vorbemerkung noch nicht möglich.

12.  Die Förderung der anonymen Spurensicherung nach Gewalt an Frauen und 

Mädchen wird als Förderschwerpunkt genannt. Sind weitere Mittel für den 

Ausbau vorgesehen? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Die Planungen des Landes sehen den Ausbau des Programms zur Förderung 

von Kooperationen zur anonymen Spurensicherung durch die Einbeziehung 

von neu gegründeten Kooperationen grundsätzlich vor. Der Haushaltsentwurf 

der Landesregierung berücksichtigt den für diesen Zweck benötigten 

Mittelbedarf. Konkrete Aussagen zum Ausbau, der auch von der Antragslage 

im Haushaltsjahr 2026 abhängig sein wird, sind erst nach Verabschiedung des 

Haushaltsgesetzes durch den Haushaltsgesetzgeber möglich.

13.  Wie haben sich die nicht verbrauchten Selbstbewirtschaftungsmittel in dieser 

Titelgruppe seit 2022 entwickelt (jährliche Angabe)? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Die Entwicklung der Selbstbewirtschaftungsmittel für die Haushaltsstelle 07 060 

684 61 sind den Vorlagen 18/2265, 18/2699, 18/3848 und 18/4089 zu 

entnehmen. 

07 060 686 62 Zuschüsse für laufende Zwecke an Sonstige 

 

1. Wieso wird der Haushaltsansatz gekürzt, während die Landesregierung 

weiterhin Benachteiligungen aufgrund des Geschlechtes in allen 

gesellschaftlichen Bereichen wahrnimmt und sich im Koalitionsvertrag zum 

Ziel gesetzt hat, noch bestehende Ungleichheiten zu überwinden? 
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Antwort der Landesregierung: 

In der Titelgruppe 62 (Gleichstellung und Potenzialentwicklung in Beruf und 

Gesellschaft) findet eine bereits in der Mittelfristigen Finanzplanung 

vorgesehene Absenkung statt. 

Zudem werden in der Titelgruppe 62 Anpassungen an veränderte 

Finanzierungsbedarfe realisiert. 

Wie aus der Beilage 4 zum Einzelplan 07 ersichtlich, steigen die geplanten 

Leistungen aller Ressorts mit frauenpolitischem Bezug für das Haushaltsjahr 

2026 um rund 4,7 Mio. Euro. 

2. Wie bewertet die Landesregierung die Möglichkeit, mit den eingeplanten 

finanziellen Mitteln die Gleichstellung in Beruf und Gesellschaft wirksam 

voranzutreiben? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Mit den Mitteln aus TG 62 wird u.a. die Finanzierung der Kompetenzzentren 

Frau und Beruf für die gesamte Projektlaufzeit bis Ende November 2027 

gesichert. Die Kompetenzzentren tragen maßgeblich zur Weiterentwicklung der 

Gleichstellung in Beruf und Gesellschaft bei. Darüber hinaus wird das Potential 

von zugewanderten Frauen für den Arbeitsmarkt auch im kommenden Jahr 

durch das Projekt „PerMenti“ gefördert. Eine Säule der Gleichstellung in der 

Gesellschaft sind die kommunalen Gleichstellungsbeauftragten. Mit der 

Förderung der LAG-Geschäftsstelle wird eine verlässliche Grundlage für die 

Arbeit der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten in NRW geschaffen.

3. Welche konkreten Maßnahmen, Projekte und Träger wurden in dieser 

Titelgruppe im Haushaltsjahr 2025 mit welchem Betrag gefördert? 

 

Antwort der Landesregierung:

Die Angaben können der nachfolgenden Tabelle entnommen werden. 
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Maßnahme/Träger gebundene 
Mittel (EUR)  
im HHJ 2025 

Frauenrat NRW, Feier zum 55. Jubiläum 7.250 

FrauenOrte NRW 131.750 

Förderung Personalstelle lila_bunt-Tagungshaus 68.680 

Spotlight – Antifeminismus erkennen und 
begegnen 

65.000 

Be the Change – Frauen für Demokratie 132.500 

Geschäftsstelle der Landesarbeitsgemeinschaft 
der kommunalen Gleichstellungsstellen   

195.900 

Kompetenzzentren Frau und Beruf 4.538.283 

PerMenti NRW 245.596 

Förderung von Beratungseinrichtungen für 
Prostituierte  

404.000 

Förderung einer Landeskoordinierungsstelle für 
weibl. und männl. Prostituierte  

250.000 

Summe 6.038.959 

Aufgeführt sind Mittel, die bis zum 20.10.2025 entweder ausgezahlt oder 

vorgemerkt wurden, um Zahlungen, die sich aus rechtlichen Verpflichtungen 

ergeben, zu einem späteren Zeitpunkt leisten zu können. 

Aufgrund des laufenden Haushaltsvollzugs können keine 

darüberhinausgehenden Angaben gemacht werden. 

 

4. Welche konkreten Maßnahmen, Projekte und Träger sollen in dieser 

Titelgruppe im Haushaltsjahr 2026 mit welchem Betrag gefördert werden? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Die Maßnahmen „Kompetenzzentren Frau und Beruf“ und „PerMenti NRW“ 

werden in 2026 weiter gefördert. Die Fördersummen für die Kompetenzzentren 

sind der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen. 

Kompetenzzentrum Fördersummen 2026 in EUR 

Region Aachen 210.463,20  

 

Region Bergisches 

Städtedreieck 

341.376,99  

 

Region Bonn/Rhein-Sieg 199.965,60  
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Region Düsseldorf/Kreis 

Mettmann 

344.513,88  

 

Region Emscher-Lippe 361.317,60  

 

Region Hellweg-

Hochsauerland 

352.116,00  

 

Region Köln 352.116,00  

 

Märkische Region 276.688,80  

 

Region MEO 305.200,80  

 

Region Mittlerer Niederrhein 352.116,00  

 

Region Mittleres Ruhrgebiet 248.176,80  

 

Region Münsterland 284.952,53  

 

Region Niederrhein 233.726,40  

 

Region Ostwestfalen-Lippe 321.128,48  

 

Region Westfälisches 

Ruhrgebiet 

356.716,80  

 

 

Eine darüberhinausgehende Beantwortung der Frage ist unter 

Berücksichtigung der Vorbemerkung noch nicht möglich.

5. Welche konkreten Maßnahmen, Projekte und Träger sind von der Kürzung in 

dieser Titelgruppe betroffen? Bitte benennen Sie die betroffenen Maßnahmen 

und erläutern Sie, wie die Landesregierung sicherstellt, dass bestehende 

Strukturen zur Förderung der Gleichstellung nicht gefährdet werden. 

 

6. Gibt es ein Monitoring, das die Auswirkungen der Kürzungen auf die 

Gleichstellungspolitik und die Teilhabe von Frauen am Arbeitsmarkt 

systematisch erfasst? Bitte benennen Sie Instrumente und geplante 

Evaluationsmaßnahmen? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Die Fragen 5 und 6 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 

beantwortet. 
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Der geringere Ansatz in der TG 62 geht nicht auf Einsparvorgaben zurück, 

sondern ist Ergebnis der Mittelfristigen Finanzplanung der Vorjahre. In 

Anpassung an erwartete veränderte Finanzierungsbedarfe wurde bereits in den 

Vorjahren eine Reduzierung des Ansatzes eingeplant. Die Gründe für diese 

Reduzierung haben v. a mit dem Förderprogramm Kompetenzzentren Frau und 

Beruf zu tun. 

Gerade qualitative Entwicklungsprojekte - wie z. B. die Kompetenzzentren Frau 

und Beruf - berechnen ihre Finanzierungsbedarfe nicht regional identisch und 

jährlich gleichbleibend, sondern abhängig von den jeweils zeitlich bzw. regional 

erforderlichen Maßnahmen. Wenn die Zuwendungsziele ohne Qualitätsverlust 

mit geringeren Mitteln erreicht werden können, sind auch reduzierte 

Haushaltsansätze möglich. Ein geringerer Mittelbedarf ergibt sich auch 

dadurch, dass nur 15 statt wie ursprünglich vorgesehen 16 Kompetenzzentren 

gefördert werden. 

Im Rahmen der laufenden Mittelbewirtschaftung erfolgt kontinuierlich eine 

Bewertung von Verausgabungsständen und verfügbaren Haushaltsmitteln im 

Hinblick auf die Durchführung der geplanten Maßnahmen. 

7. Welche Anstrengungen unternimmt die Landesregierung, um in allen 16 

Arbeitsmarktregionen ein Kompetenzzentrum Frau und Beruf anzusiedeln? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Es wird auf die Antworten der Landesregierung zu den Fragen der Fraktion der 

SPD zum Einzelplan 07 des Haushaltsgesetzes 2025 (Vorlage 18/3185) 

verwiesen - hier: Antworten zu den Fragen 2. und 3. zu Kapitel 07 060 686 62. 

Interesse an einer Förderung wurde aus der Region Siegen-Wittgenstein / Olpe 

seitdem weiterhin nicht signalisiert. 

8. Welche Mittel sind im Haushalt für Maßnahmen zur Förderung der Parität in 

politischen Gremien und zur Stärkung der politischen Teilhabe von Frauen 

vorgesehen? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Im HH-Jahr 2026 ist die Finanzierung eines Folgeprojekts „Be the Change – 

Frauen für Demokratie“ der Ruhr Universität Bochum vorgesehen. Das Projekt 

hat das Ziel, den Frauenanteil in den kommunalen Gremien in NRW zu erhöhen. 

Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung verwiesen. 
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07 060 686 63 Zuschüsse für laufende Zwecke an Sonstige 

 

1. Wie stark waren die fünf Männerschutzwohnungen in NRW im Jahr 2025 

ausgelastet? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Die Träger der Männergewaltschutzwohnungen übersenden jeweils am 

Jahresende einen Tätigkeitsbericht. Die Berichte für das Jahr 2025 liegen noch 

nicht vor.

2. Ist es nach Ansicht der Landesregierung angesichts der steigenden Fälle 

häuslicher und partnerschaftlicher Gewalt gegenüber Männern und der 

Auslastung der vorhandenen Schutzplätze, notwendig, das Angebot an diesen 

weiter auszubauen? 

 

3. Welche Pläne gibt es, das Angebot an Schutzplätzen für gewaltbetroffene 

Männer auszubauen? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Die Fragen 2 und 3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 

beantwortet. 

Das Land NRW fördert fünf Gewaltschutzwohnungen mit insgesamt 20 Plätzen 

und damit 42 % der Schutzplätze für gewaltbetroffene Männer bundesweit. Ziel 

der Landesregierung ist, die Förderung der Gewaltschutzwohnungen zu 

verstetigen.

4. Welche weiteren Maßnahmen plant die Landesregierung neben den 

Schutzwohnungen und dem Hilfetelefon über diese Titelgruppe zu 

finanzieren? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Für weitere Maßnahmen stehen in der TG keine Haushaltmittel zur Verfügung. 
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07 060 883 98 Zuweisungen für Investitionen an Gemeinden und 

Gemeindeverbände 

 

1. Welche konkreten Projekte sollen im Haushaltsjahr 2026 aus den hierfür 

zurückgehaltenen Selbstbewirtschaftungsmitteln mit welchem Betrag 

kofinanziert werden? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Die Selbstbewirtschaftungsmittel dienten der Kofinanzierung des 

Bundesförderprogramms „Gemeinsam gegen Gewalt an Frauen“.  Das 

Förderprogramm hatte eine Laufzeit vom 01.01.2020 bis zum 31.12.2024 und 

ist somit beendet. Eine Kofinanzierung wird vor diesem Hintergrund im Jahr 

2026 nicht mehr stattfinden.

2. Aus welchen Gründen wurden diese Projekte bis jetzt noch nicht ausgeführt? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Siehe Beantwortung der Frage 1. 

3. Sind für das Jahr 2027 weitere Rückstellungen für noch nicht ausgeführte 

Vorhaben vorgesehen? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Siehe Beantwortung der Frage 1.

 

14 400 685 75 Empowering Women Entrepreneurs 

 

Fragen: 

 

1. Welche Ziele verfolgt die Landesregierung mit diesem Haushaltsansatz? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Ziel ist eine gleichgestellte Gründungskultur, in der Frauen und Männer 

gleichermaßen ihre unternehmerischen Ideen und Geschäftsmodelle 

erfolgreich umsetzen können. 

2. Mit welchen Maßnahmen an welchen Hochschulen will die Landesregierung 

diese Ziele umsetzen? 
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Antwort der Landesregierung:  

Das MWIKE fördert im Rahmen des Bund/Land-Modellprojektes 

EMPOWERING WOMEN ENTREPRENEURS an der Bergischen Universität 

Wuppertal den Auf- und Ausbau von Unterstützungsangeboten von 

Hochschulen für akademische Gründerinnen und stärkt hierdurch den 

frauenspezifischen Teil des Start-up Ökosystems. Im Zentrum stehen die 

Erschließung des Potenzials von Hochschulausgründungen, gendersensible 

Ansprache & Kommunikation, Sensibilisierung und Qualifizierung von 

Akademikerinnen, Train-the-Trainer für Coaches der Hochschulen oder 

Matchmaking im Mentorinnenprogramm. 

3. Wie sollen die zur Verfügung stehenden Mittel verteilt werden? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Die Fördersumme in Höhe von rund 786.000 EUR verteilt sich wie folgt auf die 

Jahre 2025 bis 2028: 

o 2025:  207.800 EUR  

o 2026:  260.200 EUR  

o 2027:  272.300 EUR  

o 2028:    45.700 EUR 

14 730 863 71 Gründungsstipendium.NRW Diversität+ und Mutterschafts-

leistungen für Gründerinnen 

 

Fragen: 

 

1. Welche Ziele verfolgt die Landesregierung mit diesem Haushaltsansatz? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Ziel der Förderung „Gründungsstipendium.NRW Diversität+“ ist es, den relativ 

geringen Anteil an Team-Gründungen zu erhöhen und gleichzeitig die zumeist 

männlich dominierten Gründungsteams im Rahmen des 

Gründungsstipendiums.NRW diverser zu gestalten. 
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Ziel der Mutterschaftsleistungen für Gründerinnen ist es, die Vereinbarkeit von 

Familie und Gründung zu erleichtern und den Anteil von weiblichen 

Existenzgründungen zu erhöhen. 

2. Mit welchen Maßnahmen will die Landesregierung diese Ziele umsetzen? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Die Landesregierung schafft einen finanziellen Anreiz für die Gründung im 

Team mit Personen unterschiedlichen Geschlechts. Bis zu drei Mitglieder von 

geschlechtsdiversen Gründungsteams erhalten bis zu ein Jahr lang 1.500 Euro 

statt 1.200 Euro im Monat. 

Bei Stipendiatinnen, die während des Förderzeitraums ein Kind bekommen, 

kann der Förderzeitraum bei Fortlaufen der Auszahlungen einmalig um bis zu 

drei Monate verlängert werden.  

3. Wie teilen sich die Haushaltsmittel auf die beiden Bereiche auf? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Da die Maßnahme Gründungsstipendium.NRW Diversität+ erst in diesem Jahr 

gestartet ist, kann die genaue Mittelaufteilung zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht 

beziffert werden. Unter Berücksichtigung der spezifischen Zielgruppe ist jedoch 

davon auszugehen, dass ein vergleichsweise geringer Anteil der 

Haushaltsmittel auf die Mutterschaftsleistung für Gründerinnen entfällt. 

4. Über welche Einrichtungen/Institutionen sollen die Gründungsstipendien und 

die Mutterschaftsleistungen für Gründerinnen an die Zielgruppe verteilt 

werden? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Insgesamt 36 Netzwerke mit 105 Anlaufstellen in Nordrhein-Westfalen 

übernehmen die Auswahl durch eine Jury und die Beratung der Interessierten. 

Die Bewilligung und Auszahlung der Stipendien erfolgt durch den Projektträger 

Jülich.  
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Fragen der FDP-Fraktion zur Haushaltseinbringung der Landesregierung 2026 

 

Vorbemerkung: 

Die nachstehenden Auskünfte zum Haushalt 2026 basieren auf dem 

Haushaltsplanentwurf 2026 der Landesregierung und stehen insoweit unter dem 

Vorbehalt der Entscheidung des Haushaltsgesetzgebers. 

Soweit die nachfolgenden Fragen etwaige Zuweisungen bzw. Zuwendungen im Jahr 

2026 thematisieren, kann eine inhaltliche Beantwortung derzeit nicht beziehungsweise 

nur zum Teil erfolgen. Erst nach Verabschiedung des Haushaltsgesetzes durch den 

Haushaltsgesetzgeber erfolgen entsprechende Antrags- und Bewilligungsverfahren. 

Da der Haushaltsgesetzgeber über den Haushaltsplanentwurf für das Jahr 2026 noch 

nicht entschieden hat, wurden Entscheidungen über Zuweisungen bzw. Zuwendungen 

noch nicht getroffen beziehungsweise waren nur teilweise möglich. 

Infolge dessen kann auch kein beziehungsweise nur zum Teil ein Vergleich mit den 

Zuweisungen des Vorjahres 2025 erfolgen. 

 

 

07 060 TG 61 Schutz und Hilfe für gewaltbetroffene Frauen 

 

Fragen: 

 

1. Die Titelgruppe 61 bleibt im Ansatz unverändert, obwohl sich die Zahl 

gemeldeter Fälle häuslicher Gewalt auf einem Rekordniveau befinden. Auch 

wenn die Zahl der Schutzplätze auf mittlerweile 707 gestiegen ist, ist Nordrhein-

Westfalen noch weit davon entfernt, die Richtlinien der Istanbul-Konvention 

diesbezüglich zu erfüllen. Wie soll die Umsetzung der Istanbul-Konvention bei 

gleichbleibendem Ansatz erfolgen? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Durch Neuaufnahmen von Frauenhäusern, die Förderung von 

Umbaumaßnahmen oder Ersatzneubauten von Frauenhäusern und die 

Einführung einer zusätzlichen Platzpauschale für jeden Frauenschutzplatz, der 

über der Mindestplatzzahl von acht Plätzen pro Frauenhaus liegt, konnte die 

Zahl der Schutzplätze für von Gewalt betroffene Frauen seit Beginn der 

Legislaturperiode auf 708 erhöht werden, flankiert von mehr als 750 

Kinderplätzen. Die Planungen des Landes sehen den weiteren Ausbau des 

Förderprogramms durch Aufnahme einer neuen Einrichtung sowie die 

Förderung der von den landesgeförderten Frauenhäusern zusätzlich 

geschaffenen Schutzplätze grundsätzlich vor. Die Landesregierung ist dazu mit 

Kommunen und (potentiellen) Trägern im Austausch. Die Umsetzung der 

Aufnahme neuer Frauenhäuser hängt dabei wesentlich auch von der 

Realisierung und Ausgestaltung der Planungsvorhaben vor Ort ab. 
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Für einen umfassenden Gewaltschutz von Frauen erarbeitet das 

Gleichstellungsministerium - ergänzend zum kontinuierlichen Ausbau des 

Schutz- und Hilfesystems - derzeit einen Landesaktionsplan zur Umsetzung der 

Istanbul-Konvention.  

2. Wie werden bei einem unveränderten Ansatz die gestiegenen Tarif- und 

Mietkosten in der Gewaltschutz-Hilfeinfrastruktur kompensiert? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Der Haushaltsansatz in der Titelgruppe 61 gemäß Haushaltsplanentwurf 2026 

der Landesregierung ist auskömmlich, um die gebundenen Mittel betreffend die 

aktuellen Bewilligungen der Förderungen der landesgeförderten Einrichtungen 

der Frauenunterstützungsinfrastruktur im Bereich „Schutz und Hilfe 

gewaltbetroffener Frauen“ (aktuelle Förderperiode 01.01.2024 bis 31.12.2027), 

im Haushaltsjahr 2026 bereitzustellen. Die jährliche Dynamisierung von 1,5% 

betreffend die Personalausgabenzuschüsse ist in den bewilligten 

Personalausgabenpauschalen der Förderprogramme Frauenhäuser und 

Frauenberatungsstellen für die gesamte Förderperiode berücksichtigt. Durch 

den vierjährigen Bewilligungszeitraum, der erst zum 31.12.2027 endet, ist für 

die Träger ausreichende Planungssicherheit gegeben.

07 060 684 61 Zuschüsse für laufende Zwecke an soziale und ähnliche 

Einrichtungen 

 

3. Dieser Titel enthält bis zum 31.12.2024 nicht verbrauchte 

Selbstbewirtschaftungsmittel in Höhe von 24.320.000 Euro. An welche 

Maßnahmen oder ähnliches sind diese Selbstbewirtschaftungsmittel 

gebunden? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Der aktuelle Stand der Selbstbewirtschaftungsmittel ist den Vorlagen 18/3848 

und 18/4089 zu entnehmen. Für das laufende Haushaltsjahr ist die 

Finanzierung von „iGOBSIS“ und „need-help.nrw“ vorgesehen.   

07 060 684 62 Zuschüsse für laufende Zwecke an Sonstige 

 

4. Diese Titel erfährt eine Kürzung von 1.072.000 Euro. Welche Maßnahmen aus 

dem Bereich der Gleichstellung und Potenzialentwicklung in Beruf und 

Gesellschaft sollen nach Vorschlag der Landesregierung entfallen? 

 

5. Woraus ergibt sich der angepasste Bedarf in dieser Titelgruppe? 
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Antwort der Landesregierung:  

Die Fragen 4 und 5 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 

beantwortet. 

Der geringere Ansatz in der TG 62 geht nicht auf Einsparvorgaben zurück, 

sondern ist Ergebnis der Mittelfristigen Finanzplanung der Vorjahre. In 

Anpassung an erwartete veränderte Finanzierungsbedarfe wurde bereits in den 

Vorjahren eine Reduzierung des Ansatzes eingeplant. Die Gründe für diese 

Reduzierung haben v. a mit dem Förderprogramm Kompetenzzentren Frau und 

Beruf zu tun. 

Gerade qualitative Entwicklungsprojekte - wie z. B. die Kompetenzzentren Frau 

und Beruf - berechnen ihre Finanzierungsbedarfe nicht regional identisch und 

jährlich gleichbleibend, sondern abhängig von den jeweils zeitlich bzw. regional 

erforderlichen Maßnahmen. Wenn die Zuwendungsziele ohne Qualitätsverlust 

mit geringeren Mitteln erreicht werden können, sind auch reduzierte 

Haushaltsansätze möglich. Ein geringerer Mittelbedarf ergibt sich auch 

dadurch, dass nur 15 statt wie ursprünglich vorgesehen 16 Kompetenzzentren 

gefördert werden.

07 060 686 63 Zuschüsse für laufende Zwecke an Sonstige 

 

6. Die Ansatz dieses Titels bleibt auf Vorjahres-Niveau, obwohl der Bedarf an 

Schutzmaßnahmen für Männer deutlich gestiegen ist. Wie soll eine 

Weiterentwicklung dieser Angebote unter diesen finanziellen 

Rahmenbedingungen funktionieren? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Das Land NRW fördert fünf Gewaltschutzwohnungen mit insgesamt 20 Plätzen 

und damit 42 % der Schutzplätze für gewaltbetroffene Männer bundesweit. Ziel 

der Landesregierung ist, die Förderungen der Gewaltschutzwohnungen zu 

verstetigen. 

 

07 030 684 75 Zuschüsse an freie Träger  

 

7. Dieser Titel bleibt im Ansatz gleich, trotzdem die Angriffe gegen Menschen der 

LSBTIQ*-Community zunehmen. Wie sollen Arbeit, Prävention und Beratung 

von Fachstellen entsprechend der queerfeindlichen Taten ausgebaut und 

weiterentwickelt werden? 
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Antwort der Landesregierung: 

Die aktuell laufenden Fördermaßnahmen im Bereich LSBTIQ* haben sich aus 

Sicht der Landesregierung bewährt. Grundsätzlich bleiben die 

Antidiskriminierungsarbeit, Prävention und Beratung von Fachstellen weiter im 

Fokus der LSBTIQ*-Förderung; so beispielsweise die Landesfachstelle Queere 

Anti-Gewalt-Arbeit (QUAGA) in Trägerschaft des Rubicon e.V., die Melde- und 

Informationsstelle Queerfeindlichkeit (MIQ) als landesweite Fachstelle in 

Trägerschaft des Queeren Netzwerk NRW e.V. und die landesweite Fachstelle 

#MehrAlsQueer, ebenfalls in Trägerschaft des Queeren Netzwerk NRW e.V. 

Die konzeptionelle Weiterentwicklung der Projekte im Lichte der 

gesellschaftlichen Gesamtsituation ist Aufgabe der Trägervereine.
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Fragen der AfD-Fraktion zur Haushaltseinbringung der Landesregierung 2026 

 

Vorbemerkung: 

Die nachstehenden Auskünfte zum Haushalt 2026 basieren auf dem 

Haushaltsplanentwurf 2026 der Landesregierung und stehen insoweit unter dem 

Vorbehalt der Entscheidung des Haushaltsgesetzgebers. 

Soweit die nachfolgenden Fragen etwaige Zuweisungen bzw. Zuwendungen im Jahr 

2026 thematisieren, kann eine inhaltliche Beantwortung derzeit nicht beziehungsweise 

nur zum Teil erfolgen. Erst nach Verabschiedung des Haushaltsgesetzes durch den 

Haushaltsgesetzgeber erfolgen entsprechende Antrags- und Bewilligungsverfahren. 

Da der Haushaltsgesetzgeber über den Haushaltsplanentwurf für das Jahr 2026 noch 

nicht entschieden hat, wurden Entscheidungen über Zuweisungen bzw. Zuwendungen 

noch nicht getroffen beziehungsweise waren nur teilweise möglich. 

Infolge dessen kann auch kein beziehungsweise nur zum Teil ein Vergleich mit den 

Zuweisungen des Vorjahres 2025 erfolgen. 

 

 

07 010 525 01 Aus- (und Fort)bildung der Bediensteten  

 

Fragen: 

 

1. Laut Erläuterung zum Titel auf S. 25 des Einzelplans fließt das Budget in 

Fortbildungen und in Stipendien. Welche Summe entfällt dabei jeweils auf die 

beiden Bereiche? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Die Ausgaben betreffen ausschließlich den Bereich Fortbildungen.

2. Laut Erläuterung zum Titel auf S. 25 des Einzelplans waren im Jahr 2023 68,41 

% der Nutzer weiblich und nur 31,59 % männlich. Liegt dies an einer 

Überrepräsentation von Frauen bei den Fortbildungen und Stipendien oder sind 

diese auch in der Belegschaft in diesem Maße überrepräsentiert? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Das spiegelt das Geschlechterverhältnis im Ministerium für Kinder, Jugend, 

Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration wider.

07 010 526 01 Sachverständige  

 

Fragen: 

 

3. Für welche Expertise ist die Summe vorgesehen? 
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Antwort der Landesregierung:  

Der Titel umfasst regelmäßig im Wesentlichen externe Aufwendungen für 

Datenauswertungen und -aufbereitungen,  Lizenz- und Hostingkosten für IT-

Verfahren zur Datenerhebung, Unterstützungsleistungen zu Open-Data- 

Fragestellungen, Audit-Kosten (z. B. für Familie und Beruf) , Konzeptionelle 

Unterstützungsleistungen für Digitalisierung,  und   darüber hinaus fallweise 

notwendige externe Unterstützungen in Form von Gutachten.

4. Was verbirgt sich hinter dem Begriff „Aufgabenplanung, wissenschaftliche 

Untersuchungen“ (140.000 Euro) aus den Erläuterungen zu Titel 526 01 auf S. 

25 des Einzelplans? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Der Titel 526 01 teilt sich planmäßig im langjährigen Mittel auf in Controlling-

bezogene Dienstleistungen („Sachverständige, Untersuchungsvorhaben, 

Controlling“), insbesondere zu den Förderprogrammen des Ministeriums und in 

„Aufgabenplanung und wissenschaftliche Untersuchungen“. Hinter diesem 

Sammelbegriff stehen kurzfristig notwendige Gutachten oder Evaluationen zu 

verschiedenen Fragestellungen.

07 030 547 13 Sächliche Verwaltungsaufgaben für die Bereiche Familiendienste, 

Familienhilfen, gleichgeschlechtliche Lebensweisen und geschlechtliche 

Vielfalt (LSBTIQ*)  

 

Fragen: 

 

5. Wie erklärt sich der Aufwuchs des Titels um 430.000 Euro im Vergleich zu 

2025? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Im ersten Halbjahr 2026 wird der Familienbericht der Landesregierung 

veröffentlicht. Die Mittel in Höhe von 430.000 Euro dienen der Finalisierung des 

Berichts sowie weiterer Maßnahmen im Kontext des Familienberichts.  
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07 030 TG 61 Schwangerschaftsberatung und Kostenerstattung nach dem 

Schwangerschaftskonfliktgesetz zur Hilfe für Frauen bei Schwangerschafts-

abbrüchen in besonderen Fällen  

 

Fragen: 

 

6. Wie verteilt sich die Summe der Titelgruppe auf die Bereiche 

Schwangerschaftsberatung und Kostenerstattung und welche Summe ist für 

Dolmetscherleistungen vorgesehen? 

 

Antwort der Landesregierung:  

 

Die Summe verteilt sich wie folgt:  

 

Mittelansatz Schwangerenberatung: 46.604.100 Euro 

Mittelansatz Kostenerstattung:      9.567.000 Euro 

 

Dolmetscherleistungen können als Honorarkosten über die gesetzliche 

Förderung abgerechnet werden. 

    

07 030 684 61 Zuschüsse an freie Träger  

 

7. Welche freien Träger erhalten welche Beträge zugewiesen? (Bitte 

aufschlüsseln nach Träger und Summe sowie Differenz zu 2025) 

 

Antwort der Landesregierung: 

Der Haushaltsvollzug erfolgt entsprechend der in Titel 684 61 zur Verfügung 

stehenden Mittel. Sie verteilen sich auf folgende Träger: 

 

56 Beratungsstellen der Caritas, 

42 Beratungsstellen der Diakonie, 

40 Beratungsstellen von donum vitae, 

26 Beratungsstellen von pro familia, 

23 Beratungsstellen der AWO, 

8 Beratungsstellen des Paritätischen Wohlfahrtsverbands, 

1 Beratungsstelle des DRK. 

 

Die endgültige Festsetzung der Förderbeträge für 2025 und die Antragstellung 

für das Jahr 2026 bleiben abzuwarten, daher kann keine Differenz zu 2025 

beziffert werden. Eine Beantwortung der Frage ist unter Berücksichtigung der 

Vorbemerkung daher noch nicht möglich. 
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07 030 684 64 Zuschüsse an freie Träger  

 

8. Worin begründet sich der Mittelzuwachs von 23.982.300 auf 24.223.600 Euro? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Der Haushaltsansatz des Jahres 2026 folgt der mittelfristigen Finanzplanung.

 

9. Welche freien Träger erhalten welche Beträge zugewiesen? (Bitte 

aufschlüsseln nach Träger und Summe sowie Differenz zu 2025) 

 

Antwort der Landesregierung: 

Die Berechnung für die Zuweisungen der Mittel 2026 erfolgt auf der Grundlage 

der Anträge der Träger zu Beginn des Jahres 2026. Somit kann noch keine 

Differenz zu 2025 beziffert werden. Eine Beantwortung der Frage ist unter 

Berücksichtigung der Vorbemerkung daher noch nicht möglich. 

 

07 030 TG 70 Förderung der Familienhilfe und Familienpolitik  

 

10. Welche Maßnahmen verbergen sich hinter der Bezeichnung „Innovative 

Familienpolitik“ unter 8. auf S. 55 im Rahmen der Erläuterungen zur Titelgruppe 

70, die nicht eigens im Einzelplan erläutert werden? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Die Landesregierung fördert innovative familienpolitische Ansätze im Rahmen 

von Projektförderungen. Dafür werden Mittel bereitgestellt, um auf die 

besondere Situation von Familien eingehen und diese mit innovativen 

Maßnahmen unterstützen zu können.

 

11. Welche Einsparungen wurden im Bereich „Innovative Familienpolitik“ 

vorgenommen? 

 

Antwort der Landesregierung: 
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Projektanträge für das Jahr 2026 liegen derzeit noch nicht vor. Eine 

Beantwortung der Frage ist unter Berücksichtigung der Vorbemerkung daher 

noch nicht möglich.

07 030 684 75 Zuschüsse an freie Träger  

 

12. Welche freien Träger erhalten welche Beträge zugewiesen? (Bitte 

aufschlüsseln nach Träger und Summe sowie Differenz zu 2025) 

 

Antwort der Landesregierung: 

Der Landesregierung liegen noch keine Förderanträge für das Haushaltsjahr 

2026 vor. Eine Beantwortung der Frage ist unter Berücksichtigung der 

Vorbemerkung daher noch nicht möglich.

 

07 060 684 61 Zuschüsse für laufende Zwecke an soziale und ähnliche 

Einrichtungen 

 

13. Worin begründet sich die Nichtanhebung der Mittel im Vergleich zu 2025? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Der Haushaltsansatz in der Titelgruppe 61 gemäß Haushaltsplanentwurf 2026 

der Landesregierung ist auskömmlich, um die gebundenen Mittel betreffend die 

aktuellen Bewilligungen der Förderungen der landesgeförderten Einrichtungen 

der Frauenunterstützungsinfrastruktur im Bereich „Schutz und Hilfe 

gewaltbetroffener Frauen“ (aktuelle Förderperiode 01.01.2024 bis 31.12.2027), 

im Haushaltsjahr 2026 bereitzustellen. Die Notwendigkeit eines 

Mittelaufwuchses besteht insoweit nicht. Die jährliche Dynamisierung von 1,5% 

betreffend die Personalausgabenzuschüsse ist in den bewilligten 

Personalausgabenpauschalen der Förderprogramme Frauenhäuser und 

Frauenberatungsstellen für die gesamte Förderperiode berücksichtigt.

 

14. Wie viele Beratungsstellen erhalten welchen Anteil der unter 2. auf S. 95 

ausgewiesenen 3.000.000 Euro zugewiesen? (Bitte aufschlüsseln nach 

Beratungsstelle und Summe sowie Differenz zu 2025) 

 

Antwort der Landesregierung:

 

Eine Beantwortung der Frage ist unter Berücksichtigung der Vorbemerkung 

noch nicht möglich. 
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07 060 686 62 Zuschüsse für laufende Zwecke an Sonstige 

 

15. Welche Maßnahmen werden umgesetzt und wie hoch sind die hierfür jeweils 

veranschlagten Beträge? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Die Maßnahmen „Kompetenzzentren Frau und Beruf“ und „PerMenti NRW“ 

werden in 2026 weiter gefördert. 

Eine darüberhinausgehende Beantwortung der Frage ist unter 

Berücksichtigung der Vorbemerkung noch nicht möglich. 

 

16. Welche Frauenorganisationen und Vernetzungsprojekte werden gefördert? 

(Bitte aufschlüsseln nach Organisation/Projekt, Summe und Differenz zu 2025) 

 

 

Antwort der Landesregierung: 

Zu den Bausteinen des landesweiten Projektes PerMenti NRW gehört u.a. der 

Aufbau eines Netzwerkes ehrenamtlicher Mentorinnen und Mentoren.  

Eine darüberhinausgehende Beantwortung der Frage ist unter 

Berücksichtigung der Vorbemerkung noch nicht möglich.

17. Welche praxisorientierten Angebote an KMU in NRW werden gefördert und mit 

welchen Summen? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Die regionalen Kompetenzzentren Frau und Beruf schließen kleine und mittlere 

Unternehmen dafür auf, die Potentiale weibliche Fachkräfte stärker zu nutzen. 

Die praxisorientierten Maßnahmen konzentrieren sich auf die 

Themenschwerpunkte Rekrutierung, Karriereentwicklung und -förderung, 

familien- und lebensphasenorientierte Unternehmensführung, Diversity-

Management sowie auf die Unterstützung des Unternehmerinnentums.  

Darüber hinaus sind auch die Mentoring-Angebote von PerMenti NRW auf die 

Belange kleiner und mittlerer Unternehmen mit Fachkräftebedarf ausgerichtet.

18. Welche Summen fließen jeweils an die 15 regionalen Kompetenzzentren Frau 

& Beruf? 
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Antwort der Landesregierung:

 

Kompetenzzentrum Fördersummen 2026 in EUR 

Region Aachen 210.463,20  

 

Region Bergisches 

Städtedreieck 

341.376,99  

 

Region Bonn/Rhein-Sieg 199.965,60  

 

Region Düsseldorf/Kreis 

Mettmann 

344.513,88  

 

Region Emscher-Lippe 361.317,60  

 

Region Hellweg-

Hochsauerland 

352.116,00  

 

Region Köln 352.116,00  

 

Märkische Region 276.688,80  

 

Region MEO 305.200,80  

 

Region Mittlerer Niederrhein 352.116,00  

 

Region Mittleres Ruhrgebiet 248.176,80  

 

Region Münsterland 284.952,53  

 

Region Niederrhein 233.726,40  

 

Region Ostwestfalen-Lippe 321.128,48  

 

Region Westfälisches 

Ruhrgebiet 

356.716,80  

 

07 060 686 63 Zuschüsse für laufende Zwecke an Sonstige 
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19. Welche Summen werden jeweils für die Bereitstellung von 

Männerschutzwohnungen in NRW, für die Beratungshotline und für geeignete 

Maßnahmen veranschlagt? 

 

20. Welche Maßnahmen werden konkret umgesetzt? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Die Fragen 19 und 20 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 

beantwortet. 

In der Titelgruppe 63 sind im Haushalt 2026 für Maßnahmen im Bereich des 

Gewaltschutzes von Männern Mittel in Höhe von 939.600 EUR eingeplant. Eine 

darüberhinausgehende Beantwortung der Frage ist unter Berücksichtigung der 

Vorbemerkung noch nicht möglich. 

Übergreifende Fragen 

 

21. Welche Maßnahmen sind beim Vorgehen gegen Zwangsehen vorgesehen und 

welche Summen sollen hier aufgewendet werden? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Die bestehenden Fachberatungsstellen gegen Zwangsheirat werden weiterhin 

gefördert.  

Eine darüberhinausgehende Beantwortung der Frage ist unter 

Berücksichtigung der Vorbemerkung noch nicht möglich. 

 

22. Welche Maßnahmen sind beim Vorgehen gegen Mehrehen/Vielehen 

vorgesehen und welche Summen sollen hier aufgewendet werden? 

 

Antwort der Landesregierung: 

Eine gesonderte Haushaltsposition ist im Einzelplan 07 hierfür nicht 

vorgesehen.

 

23. Welche Maßnahmen sind beim Vorgehen gegen Kinderehen vorgesehen und 

welche Summen sollen hier aufgewendet werden? 
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Antwort der Landesregierung:  

Eine gesonderte Haushaltsposition ist im Einzelplan 07 hierfür nicht 

vorgesehen.

24. Welche Maßnahmen sind beim Vorgehen gegen weibliche Extremistinnen, vor 

allem Islamistinnen, vorgesehen? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Eine gesonderte Haushaltsposition ist im Einzelplan 07 hierfür nicht 

vorgesehen.

25. Welche Summe wird für das Projekt Frauenorte veranschlagt? 

 

Antwort der Landesregierung:  

Eine Beantwortung der Frage ist unter Berücksichtigung der Vorbemerkung 

noch nicht möglich.

26. Welche 25 CSDs erhalten bis zu 3.000 Euro Fördermittel?  

 

Antwort der Landesregierung:  

Der Landesregierung liegen noch keine Förderanträge für das Haushaltsjahr 

2026 vor. Eine Beantwortung der Frage ist unter Berücksichtigung der 

Vorbemerkung daher noch nicht möglich.

 


